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Nr. II/1/2021 

 

 

öffentlich 

 

Gemeinderatssitzung vom 23.02.2021 

 

 

 

Beschlussantrag: 

  

Der Gemeinderat stimmt der Kindergartenbedarfsplanung zum Stichtag 31.12.2020 zu. 

Beratung und Beschlussfassung Kindergartenbedarfsplanung zum 31.12.2020 
 



Sachverhalt: 

Gesetzliche Grundlage: Kindertagesbetreuungsgesetz 
 
Gemäß § 3 Abs. 1 werden Gemeinden zur Durchführung von Aufgaben der Förderung von Kindern in 
Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege herangezogen. Sie haben darauf hinzuwirken, dass für 
alle Kinder vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt ein Kindergartenplatz oder ein 
Platz in einer Tageseinrichtung mit altersgemischten Gruppen zur Verfügung steht. Ferner haben sie 
darauf hinzuwirken, dass für diese Altersgruppe ein bedarfsgerechtes Angebot an Ganztagsplätzen 
oder ergänzend Förderung in Kindertagespflege zur Verfügung steht. Dies gilt unbeschadet der Ver-
pflichtung des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe. 
 
Gemäß § 3 Abs. 2 haben die Gemeinden unbeschadet der Verpflichtung des Trägers der öffentlichen 
Jugendhilfe auf ein bedarfsgerechtes Angebot an Plätzen in Tageseinrichtungen und in der Kinderta-
gespflege für Kinder, die das erste Lebensjahr noch nicht vollendet haben hinzuwirken. Sie haben fer-
ner darauf hinzuwirken, dass für Kinder ab Vollendung des ersten Lebensjahres bis zur Vollendung 
des dritten Lebensjahres für deren frühkindliche Förderung ein Platz in einer Tageseinrichtung oder in 
der Kindertagespflege zur Verfügung steht.  
 
Gemäß § 3 Abs. 2a haben die erziehungsberechtigten Personen die Gemeinde und bei einer ge-
wünschten Betreuung durch eine Tagespflegeperson den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
mindestens sechs Monate vor der beabsichtigten Inanspruchnahme einer Leistung nach Absatz 2 in 
Kenntnis zu setzen. Die Gemeinde und der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben dabei 
im Rahmen ihrer Planung zu berücksichtigen, dass auch ein Bedarf gedeckt werden kann, der aus ei-
nem von Personenberechtigten nicht zu vertretenden Grund kurzfristig entsteht. 
 
Gemäß § 3 Abs. 3 beteiligen die Gemeinden die anerkannten Träger der freien Jugendhilfe und die 
privat-gewerblichen Träger, die die rechtlichen und fachlichen Voraussetzungen für den Betrieb der 
Einrichtung erfüllen, an ihrer Bedarfsplanung. Diese ist dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe anzuzeigen.  

 

Bedarfsplanung zum 31.12.2020 

Im Auftrag der Gemeinde Werbach wurden durch die einzelnen Einrichtungen innerhalb der Ge-
meinde Bedarfsumfragen durchgeführt.  
 
Zahlenwerte aus Bedarfsplanung zum 31.12.2020: 
 
Kinder U 3 (Krippenkinder)  
 
Für 69 Kinder vom vollendeten 1. Lebensjahr bis zum vollendeten 3. Lebensjahr stellt die Gemeinde 
Werbach 38 Betreuungsplätze in den Kindertagestätten in Werbach, Wenkheim und Niklashausen zur 
Verfügung. Nicht alle Kinder beanspruchen einen Betreuungsplatz. Die Vorlaufzeit für eine bedarfsge-
rechte Planung ist hier sehr kurz. Deshalb kann es zeitweise zu geringen Wartezeiten führen. 
 
Die beiden Krippengruppen im Kindergarten in Werbach sind bei einer durchschnittlichen Öffnungszeit 
von täglich 7 Stunden weitestgehend ausgelastet. In Absprache mit dem Träger des Kindergartens in 
Werbach wurde deshalb eine Gruppe für die Betreuung der Ü 3 Kinder als Altersmischgruppe für die 
Aufnahme von Kindern ab 2 Jahren umgestellt.   
 
Die Krippengruppe im Kindergarten in Niklashausen wird sehr gut angenommen. Das Angebot ist be-
züglich der Anzahl der Betreuungsplätze derzeit ausreichend. Hier bieten wir eine Betreuungszeit von 
bis zu 6,5 Stunden täglich an. 
 
Im Kindergarten in Wenkheim wird eine Kindergartengruppe als Altersmischgruppe geführt, so dass 
auch hier einige Betreuungsplätze für Kinder ab 2 Jahren zur Verfügung stehen.  
 
  



 
Kinder Ü 3 (ab Vollendung 3. Lebensjahr bis Schuleintritt) 
 
Für Kinder ab Vollendung des 3. Lebensjahres bis zum Schuleintritt stellt die Gemeinde Werbach für 
89 Kinder 118 Betreuungsplätze in den drei Kindertagesstätten zur Verfügung. Die derzeitigen Betreu-
ungsplätze sind zum Stichtag 31.12.2020 somit ausreichend.  
 
Im Kindergarten in Werbach werden in 3 Gruppen in verschiedenen Gruppenformen Betreuungszeiten 
bis zu 45 Stunden/Woche angeboten. Erweitert wird dies noch durch das Angebot eines warmen Mit-
tagessens. Die Auslastung ist hier sehr hoch. Es ist zu hoffen, dass wir in den drei Gruppen für alle 
Kinder ab 3 Jahren bis Schuleintritt auch weiterhin die entsprechenden Angebote zur Verfügung stel-
len können.  
 
Im Kindergarten in Niklashausen bieten wir in einer VÖ Gruppe eine Betreuungszeit von durchschnitt-
lich bis zu 6,5 Stunden/täglich an. Zum Stand 31.12.2020 ist das Angebot bezüglich der Anzahl der 
Betreuungsplätze ausreichend.   
Das teilweise gewünschte Angebot für eine Ganztagesgruppe mit einer Betreuungszeit von mehr als  
7 Stunden täglich scheitert an den begrenzten Räumlichkeiten im Kindergartengebäude in Niklashau-
sen. Die gesetzlichen Vorgaben für eine solche Ganztagesgruppe sind mit dem vorhandenen Ge-
bäude nicht in Einklang zu bringen. Hier müssen wir auf das Angebot des Kindergartens im Ortsteil 
Werbach verweisen.  
  
Im Kindergarten in Wenkheim bieten wir in einer Altersmischgruppe für 2-Jährige bis Schuleintritt und 
in einer Kleingruppe für Kinder ab 3 Jahren eine Betreuungszeit von durchschnittlich bis zu 6,2 Stun-
den/täglich an. Durch die Einrichtung der Kleingruppe im September 2020 gab es hier eine kleine Ent-
lastung, so dass für alle Nachfragen ein Betreuungsplatz gefunden werden konnte. Durch die doppelte 
Anrechnung der Kinder unter 3 Jahre ist die Auslastung des Kindergartens jedoch weiterhin sehr 
hoch.  
 
Grundschule 
Die Betreuungsmöglichkeiten im Rahmen der Verlässlichen Grundschule (Vormittag) und die Nach-
mittagsbetreuung bis 15.45 Uhr an der Grundschule in Wenkheim mit dem Angebot eines warmen 
Mittagessens werden gut angenommen und sind ausreichend. 
 
 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass zum Stand 31.12.2020 unser Angebot bedarfs-

gerecht und auch ausreichend ist. Das Angebot einer Ganztagesbetreuung kann auf Grund der 

räumlichen Voraussetzungen nur im Kindergarten in Werbach angeboten werden. Eine stei-

gende Nachfrage nach Ganztagesplätzen reduziert ab einer gewissen Anzahl von Kindern auto-

matisch das Angebot für andere Angebotsformen.    

Durch die hohe Nachfrage nach Baugrundstücken in den Ortsteilen Wenkheim und Werbach ist 

damit zu rechnen, dass die Nachfrage nach Betreuungsplätze in den nächsten Jahren auch kon-

stant hoch bleibt.  

 

Dürr, Bürgermeister 



 
Der Bürgermeister 
 

 

Beschlussvorlage 03.02.2021 
 

Nr. II/2/2021 

 

 

öffentlich 

 

Gemeinderatssitzung vom 23.02.2021 

 

 

 

Beschlussantrag: 

  

Der Gemeinderat stimmt der Satzung über den Kostenersatz bei Leistungen der Freiwilligen Feu-
erwehr Werbach (Feuerwehr-Kostenersatz-Satzung (FwKS)) zu. 

Feuerwehr-Kostenersatz-Satzung 



Sachverhalt: 

Aus dem Gesetz zur Änderung des Feuerwehrgesetzes (FwG) und Weiterer vom 17. Dezem-

ber 2015 ergaben sich einige Anpassungen des Feuerwehrgesetzes in Baden-Württemberg 

an die tatsächlichen und rechtlichen Gegebenheiten. Das Gesetz zur Änderung wurde im Ge-

setzesblatt Nr. 25 auf Seite 1184 ff. veröffentlicht und ist somit am 30. Dezember 2015 in Kraft 

getreten.  

Angesichts der Neuerungen auf Landesebene wurden auch in der Gemeinde Werbach die 

darauf fundierenden sowie weiteren gemäß § 4 GemO an dem Feuerwehrgesetz anknüpfen-

den Satzungen der Freiwilligen Feuerwehr Werbach neu gefasst oder überarbeitet, um den 

aktuellen Anforderungen gerecht zu werden. 

Die Vorschriften zur Berechnung und Erhebung des Kostensatzes für Einsätze der Feuerwehr 

wurden zur Klarstellung und Vereinfachung neu gefasst, wodurch der Gemeinde ermöglicht 

wird gemäß § 34 FwG angemessene Kostensätze für die Leistungen der Feuerwehr zu erhe-

ben.  

 

Der anhängige Satzungsentwurf wurde von der Freiwilligen Feuerwehr Werbach erarbeitet 

und von der Verwaltung geprüft und gegebenenfalls an die Mustersatzung des Gemeindetags 

angepasst. Für die Fahrzeuge gelten die Pauschalsätze der Verordnung des Innenministeri-

ums über den Kostenersatz für Einsätze der Feuerwehr (VoKeFw). Den Personalkosten liegt 

eine entsprechende Kalkulation zugrunde. 

 

Die Satzung soll ab dem 01.04.2021 in Kraft treten. 

 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

Erträge entsprechend der Satzung im jeweiligen Haushaltsjahr. 

 

 

 

Dürr, Bürgermeister 

 

 

 

 

 

 

Anlagen: 

- Satzung über den Kostenersatz bei Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr Werbach 



Gemeinde Werbach 

Main-Tauber-Kreis 

 

Satzung über den Kostenersatz bei Leistungen der Freiwilligen 
Feuerwehr Werbach 

Feuerwehr-Kostenersatz-Satzung (FwKS)  

Aufgrund von § 4 Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in Verbindung mit § 34 
Absatz 4 des Feuerwehrgesetzes (FwG) hat der Gemeinderat der Gemeinde Werbach am 
23.02.2021 folgende Satzung über den Kostenersatz für die Leistungen der Freiwilligen 
Feuerwehr Werbach beschlossen:  

 

§ 1: Geltungsbereich 

(1) Diese Satzung regelt die Kostenersatzpflicht für die Leistungen der Freiwilligen 
Feuerwehr Werbach (im Folgenden Feuerwehr genannt).  

(2) Ersatzansprüche nach anderen Vorschriften bleiben unberührt.  

 

§ 2: Aufgaben der Feuerwehr 

(1) Die Feuerwehr hat  

1. bei Schadenfeuer (Bränden) und öffentlichen Notständen Hilfe zu leisten und den 
Einzelnen und das Gemeinwesen vor hierbei drohenden Gefahren zu schützen und  

2. zur Rettung von Menschen und Tieren aus lebensbedrohlichen Lagen technische 
Hilfe zu leisten.  

Ein öffentlicher Notstand ist ein durch ein Naturereignis, einen Unglücksfall oder dergleichen 
verursachtes Ereignis, das zu einer gegenwärtigen oder unmittelbar bevorstehenden Gefahr 
für das Leben und die Gesundheit von Menschen und Tieren oder für andere wesentliche 
Rechtsgüter führt, von dem die Allgemeinheit, also eine unbestimmte und nicht bestimmbare 
Anzahl von Personen, unmittelbar betroffen ist und bei dem der Eintritt der Gefahr oder des 
Schadens nur durch außergewöhnliche Sofortmaßnahmen beseitigt oder verhindert werden 
kann.  

(2) Die Feuerwehr kann ferner durch die Gemeinde beauftragt werden 

1. mit der Abwehr von Gefahren bei anderen Notlagen für Menschen, Tiere und Schiffe  
und 

2. mit Maßnahmen der Brandverhütung, insbesondere der Brandschutzaufklärung und - 
erziehung sowie der Brandsicherheitswache.  
 
 



§ 3: Kostenersatzpflicht 

(1) Einsätze der Feuerwehr nach § 2 Absatz 1 sind unentgeltlich, soweit nicht in Satz 2 
etwas anderes bestimmt ist. Kostenersatz wird verlangt:  

1. vom Verursacher, wenn er die Gefahr oder den Schaden vorsätzlich oder grob 
fahrlässig herbeigeführt hat,  

2. vom Fahrzeughalter, wenn der Einsatz durch den Betrieb von Kraftfahrzeugen, 
Anhängefahrzeugen, Schienen-, Luft- oder Wasserkraftfahrzeugen verursacht wurde,  

3. vom Betriebsinhaber für Kosten der Sonderlösch- und -einsatzmittel, die bei einem 
Brand in einem Gewerbe- oder Industriebetrieb anfallen,  

4. vom Betreiber, wenn die Gefahr oder der Schaden beim Umgang mit Gefahrstoffen 
oder wassergefährdenden Stoffen für gewerbliche oder militärische Zwecke entstand,  

5. von der Person, die ohne Vorliegen eines Schadensereignisses die Feuerwehr 
vorsätzlich oder infolge grob fahrlässiger Unkenntnis der Tatsachen alarmiert hat,  

6. vom Betreiber, wenn der Einsatz durch einen Alarm einer Brandmeldeanlage oder 
einer anderen technischen Anlage zur Erkennung von Bränden oder zur Warnung bei 
Bränden mit automatischer Übertragung des Alarms an eine ständig besetzte Stelle 
ausgelöst wurde, ohne dass ein Schadenfeuer vorlag,  

7. vom Fahrzeughalter, wenn der Einsatz durch einen Notruf ausgelöst wurde, der über 
ein in einem Kraftfahrzeug installiertes System zum Absetzen eines automatischen 
Notrufs oder zur automatischen Übertragung einer Notfallmeldung an eine ständig 
besetzte Stelle eingegangen ist, ohne dass ein Schadensereignis im Sinne von § 2 
Absatz 1 FwG vorlag.  

In den Fällen der Nummern 1 und 5 gelten § 6 Absätze 2 und 3 des Polizeigesetzes des 
Landes Baden-Württemberg (PolG) entsprechend.  

(2) Für Einsätze nach § 2 Absatz 2 wird Kostenersatz verlangt. Kostenersatzpflichtig ist  

1. derjenige, dessen Verhalten die Leistung erforderlich gemacht hat; § 6 Absätze 2 und 
3 des PolG gelten entsprechend,  

2. der Eigentümer der Sache, deren Zustand die Leistung erforderlich gemacht hat, 
oder derjenige, der die tatsächliche Gewalt über eine solche Sache ausübt,  

3. derjenige, in dessen Interesse die Leistung erbracht wurde, 
4. abweichend von den Nummern 1 bis 3 der Fahrzeughalter, wenn der Einsatz durch 

den Betrieb von Kraftfahrzeugen, Anhängefahrzeugen, Schienen-, Luft- oder 
Wasserkraftfahrzeugen verursacht wurde.  

(3) Ersatz der Kosten soll nicht verlangt werden, soweit dies eine unbillige Härte wäre oder 
im öffentlichen Interesse liegt.  

 

§ 4: Überlandhilfe 

Bei Überlandhilfe im Sinne von § 26 FwG werden die Kosten nach den Sätzen des als 
Anlage beigefügten Kostenverzeichnisses erhoben. In Anrechnung kommen die jeweils 
gültigen Sätze, die im Landkreis für alle Gemeinden vereinbart wurden. 

 

 



§ 5: Höhe des Kostenersatzes 

(1) Der Kostenersatz wird in Stundensätzen für Einsatzkräfte und Feuerwehrfahrzeuge nach 
Maßgabe des § 34 Absätze 4 bis 8 FwG erhoben. Die Höhe der Kostenersätze ergibt sich 
aus dem in der Anlage zu dieser Satzung beigefügten Verzeichnis.  

(2) Für die Erhebung der Kosten für Einsatzkräfte werden Durchschnittssätze festgelegt.  

(3) Für die normierten und mit diesen vergleichbaren Feuerwehrfahrzeugen gelten gemäß § 
34 Absatz 8 FwG die pauschalen Stundensätze der Verordnung des Innenministeriums 
Baden-Württemberg über den Kostenersatz für Einsätze der Feuerwehr (VOKeFw) in der 
jeweils geltenden Fassung. Für die übrigen Fahrzeuge ergeben sich die Kostenersätze aus 
dem in der Anlage zu dieser Satzung beigefügten Verzeichnis.  

(4) Die Einsatzdauer beginnt  

1. bei den Kosten für Einsatzkräfte mit der Alarmierung (Beginn des Einsatzes) und 
endet nach Wiederherstellung der Einsatzbereitschaft einschließlich der notwendigen 
Aufräumungs- und Reinigungszeiten.  

2. bei Fahrzeugen mit der Abfahrt aus dem Feuerwehrgerätehaus und endet nach der 
Wiederherstellung der Einsatzbereitschaft einschließlich Reinigungs-, Prüfungs-, 
Reparatur- und sonstiger Zeiten, die sich daraus ergeben, dass Feuerwehrfahrzeuge 
wieder einsatzfähig gemacht werden.  

(5) Die Stundensätze werden halbstundenweise abgerechnet. Angefangene Stunden werden 
bis zu 30 Minuten auf halbe Stunden, darüber hinaus auf volle Stunden aufgerundet.  

(6) Daneben kann Ersatz verlangt werden für  

1. von der Gemeinde für den Einsatz von Hilfe leistenden Gemeinde- und 
Werkfeuerwehren oder anderen Hilfe leistenden Einrichtungen und Organisationen 
erstattete Kosten,  

2. die Kosten der Sonderlösch- und Einsatzmittel nach § 3 Absatz 1 Satz 2 Nr.3,  
3. sonstige durch den Einsatz verursachte notwendige Kosten und Auslagen. Hierzu 

gehören insbesondere die durch die Hilfeleistung herangezogener und nicht durch 
Nr. 1 erfasster Dritter, die Verwendung besonderer Lösch- und Einsatzmittel und die 
Reparatur oder den Ersatz besonderer Ausrüstungen entstandenen Kosten und 
Auslagen.  
 

§ 6: Entstehen, Festsetzung und Fälligkeit der Kostenschuld 

(1) Die Verpflichtung zum Kostenersatz entsteht mit Beendigung der Inanspruchnahme der 
Feuerwehr.  

(2) Der Kostenersatz wird durch Verwaltungsakt festgesetzt. 
 
(3) Der Kostenersatz wird zu dem im Kostenbescheid genannten Zeitpunkt fällig. 

  

 

 



§ 7: Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt zum 01. April 2021 in Kraft.  

 

 

Werbach, den 23.02.2021  

 

 

 
_________________________ 
Ottmar Dürr 
Bürgermeister  

Hinweis nach § 4 Absatz 4 GemO:  

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO erlassenen Verfahrensvorschriften 
beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie 
nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber 
der Gemeinde geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen 
soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der 
Satzung, die Genehmigung oder Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Anlage 

Kostenersatzverzeichnis der Freiwilligen Feuerwehr Werbach 

1. Personalkosten 

1. Feuerwehrangehöriger (pro Person, je Stunde)   14,00 € 
2. Brandsicherheitswache (pro Person, je Stunde)   15,00 € 
3. Erfrischungszuschuss ab 4 Stunden Einsatzzeit   10,00 € 

(pro Person, einmalig)   
     

2. Fahrzeugkosten 

Für die genormten Fahrzeuge gelten die Pauschalsätze der Verordnung des Innenministeriums über 
den Kostenersatz für Einsätze der Feuerwehr (VoKeFw) vom 18.03.2016 (GBl. S. 253). 

Mannschaftstransportwagen MTW       je 20,00 €/h 

Tragkraftspritzenfahrzeug TSF-W      je 63,00 €/h 

Löschgruppenfahrzeug LF 8 bzw. LF 8/6     je 120,00 €/h 

Tragkraftspritzenanhänger TSA       je 20,00 €/h 

Mannschaftstransportwagen MTW mit Tragkraftspritzenanhänger TSA  je 43,00 €/h 

 
3. Sonstige Kosten / Wiederherstellungskosten / Reinigungskosten 
 
Verbrauchsmaterialien und sonstige benötigte Materialien und Wiederherstellungskosten für 
Einsatzmittel werden zusätzlich zu den entstandenen Kostenersätzen gemäß § 34 Absatz 4 Satz 3 
FwG festgesetzt. Hierbei werden die tatsächlichen Kosten angesetzt. Es wird auf § 5 Absatz 6 der 
Satzung verwiesen.  

Verwaltungsgebühren werden gem. § 4 Abs. 1 der geltenden Verwaltungsgebührensatzung der 
Gemeinde Werbach erhoben. 

 

4. Kostenersatz für Überlandhilfe im Main-Tauber-Kreis 

Für die Überlandhilfe im Main-Tauber-Kreis wurden Pauschalen, nach § 4 dieser Satzung festgesetzt. 

a) Feuerwehrangehörige (pro Person, je Stunde)    20,00 € 
 

b) Feuerwehrangehörige, die angetreten, aber nicht ausgerückt sind 10,00 € 
 

c) je ausgerücktem Feuerwehrangehörigen für die Reinigung   10,00 € 
der persönlichen Ausrüstung und  
die Wiederherstellung der Einsatzbereitschaft  



 
Der Bürgermeister 
 

 

Beschlussvorlage 09.02.2021 
 

Nr. II/3/2021 

 

 

öffentlich 

 

Gemeinderatssitzung vom 23.02.2021 

 

 

 

Beschlussantrag: 

  

Der Gemeinderat stimmt dem Wirtschaftsplan 2021 des Zweckverbands Wasserversorgung Mittlere 
Tauber zu. 

Wirtschaftsplan 2021 Zweckverband Wasserversorgung Mittlere Tauber 



Sachverhalt: 

Ein Zweckverband erstellt jährlich einen Wirtschaftsplan gem. § 20 GKZ i. V. m. § 14 EigBG. 

Der Wirtschaftsplan 2021 des Zweckverbands Wasserversorgung Mittlere Tauber wurde der 

Gemeinde am 05.02.2021 zugesandt und soll in der Verbandsversammlung vom 01.03.2021 

beschlossen werden. 

Die Gemeinde Werbach ist Verbandsmitglied des Zweckverbands und wird in der Verbands-

versammlung durch Bürgermeister Ottmar Dürr und Gemeinderat Michael Zwingmann (ohne 

Stimmrecht) vertreten. 

Da es sich beim Wirtschaftsplan um einen wesentlichen Sachverhalt handelt, soll dieser zuvor 

in den Gremien der Verbandsmitglieder beraten bzw. beschlossen werden.  

 

 

 

 

 

Dürr, Bürgermeister 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlagen: 

- Wirtschaftsplan 2021 Zweckverband Wasserversorgung Mittlere Tauber 



















































 
Bauamt 
 

 

Beschlussvorlage 10.02.2021 
 

Nr. II/4/2021 

 

 

öffentlich 

 

Gemeinderatssitzung vom 11.12.2018 

 

Beschlussantrag: 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1 Der Gemeinderat der Gemeinde Werbach hat die Anregungen und Stellungnahmen zur 
Kenntnis genommen und beschließt die Änderungen. 

 
2 Der Gemeinderat beschließt die Bebauungsplanänderung „MI Strut“ gemäß §10 BauGB als 

Satzung.  
Die   Begründungen zum Bebauungsplan werden gebilligt. 
  

Die Verwaltung wird beauftragt, den Bebauungsplan ortsüblich bekannt zu machen.  
Dabei ist auch anzugeben, wo der Bebauungsplan mit Begründungen während der Dienst-
stunden eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt werden kann. 

 

Bebauungsplanänderung Mischgebiet Strut in Werbach 
 
1  Abwägung der eingegangenen privaten und öffentlichen Belange  

nach §1 Abs. 7 BauGB 
 

2 Satzungsbeschluss nach §10 BauGB 
 



Sachverhalt: 

Im Zeitraum vom 28.12.2020 - 02.02.2021 wurden die Träger öffentlicher Belange sowie die 

Behörden nach §3 Abs. 2 und §4 Abs. 2 BauGB zur Bebauungsplanänderung „MI Strut“ in 

Werbach gehört. 

Die eingegangenen Anregungen sind gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. 

(§1 Abs. 7 BauGB). 

Da bei der Anhörung nur Berichtigungen seitens der Behörden vorzunehmen sind, können 

diese ohne Bedenken beschlossen werden. 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

 

 

 

 

Dürr, Bürgermeister 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlagen: Abwägungstabelle, Satzungsentwurf 

 



Gemeinde Werbach 

Bebauungsplanänderung „Strut“ in Werbach 

Zusammenfassung der Ergebnisse der Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange, der Öffentlichkeit und der Nachbargemeinden 

Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen 

 

lfd Nr Träger / Datum Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

 

 Seite 1 von 5 

1 13.01.2021 RP Stuttgart Von: Seyd, Julia (RPS) [mailto:Julia.Seyd@rps.bwl.de] 
Gesendet: Dienstag, 12. Januar 2021 12:29 
An: Info <info@werbach.de> 
Betreff: Bebauungsplanänderung "Mischgebiet Strut", Verfahren nach § 13a BauGB, 
Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
 
Sehr geehrter Herr Schramm, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
vielen Dank für die Beteiligung an o.g. Verfahren. Die Unterlagen wurden ins Intranet 
eingestellt bzw. durch Ref. 21 ausgelegt und damit den Fachabteilungen im Hause zu-
gänglich gemacht. 
Es handelt sich nach dem von Ihnen vorgelegten Formblatt um einen entwickelten Be-
bauungsplan.  
Nach dem Erlass des Regierungspräsidiums vom 10.02.2017 erhalten Sie keine Ge-
samtstellungnahme des Regierungspräsidiums. 
Die von Ihnen benannten Fachabteilungen nehmen - bei Bedarf - jeweils direkt Stellung.  

Kenntnisnahme, keine Abwägung erforderlich 

  Raumordnung 
Aus raumordnerischer Sicht wird darauf hingewiesen, dass insbesondere § 1 Abs. 3 bis 
Abs. 5 sowie § 1 a Abs. 2 BauGB zu berücksichtigen sind. Diesen Regelungen sind in 
der Begründung angemessen Rechnung zu tragen. 
Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG gebeten, dem 
Regierungspräsidium nach Inkrafttreten des Planes eine Mehrfertigung der Planunterla-
gen - soweit möglich auch in digitalisierter Form - zugehen zu lassen. 

Die Vorgaben des BauGB wurden beachtet. 

  Ansprechpartner in den weiteren Abteilungen des Regierungspräsidiums sind: 
 
Abt. 3 Landwirtschaft  
Frau Cornelia Kästle, Tel.: 0711/904-13207, Cornelia.Kaestle@rps.bwl.de 
 
Abt. 4 Straßenwesen und Verkehr  
Herr Karsten Grothe, Tel. 0711/904-14224, Karsten.Grothe@rps.bwl.de 

 

mailto:Julia.Seyd@rps.bwl.de
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Abt. 5 Umwelt 
Frau Birgit Müller, Tel.: 0711/904-15117, Birgit.Mueller@rps.bwl.de 
 
Abt. 8 Denkmalpflege 
Herr Lucas Bilitsch, Tel.: 0711/904-45170, Lucas.Bilitsch@rps.bwl.de 
 
Wir bitten darum, am weiteren Verfahren beteiligt zu werden. 
Mit freundlichen Grüßen 
Julia Seyd 
Regierungspräsidium Stuttgart 
Referat 21 – Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz 
Ruppmannstr. 21, 70565 Stuttgart 
Telefon: 0711 / 904 – 12115, Telefax: 0711 / 904 – 12190 
E-Mail: julia.seyd@rps.bwl.de 
Internet: www.rp-stuttgart.de  

2 07.01.2021 IHK Heilbronn  Keine Einwände Kenntnisnahme, keine Abwägung erforderlich 

3 07.01.2021 Stadt Külsheim  Keine Einwände Kenntnisnahme, keine Abwägung erforderlich 

4 07.01.2021 Stadt TBB Keine Einwände Kenntnisnahme, keine Abwägung erforderlich 

5 13.01.2021 Stadt Wertheim Keine Einwände Kenntnisnahme, keine Abwägung erforderlich 

6 25.01.2021 Polizeipräsidi-
um Heilbronn 

Aus verkehrlicher Sicht bestehen keine Bedenken.  
Ergänzend erlauben wir uns den Hinweis auf kriminalpräventive Aspekte mit Informatio-
nen aus dem Leitfaden „Städtebau und Kriminalprävention“ unter dem Internetauftritt des 
„Programm Polizeiliche Kriminalprävention der Länder und des Bundes“   
Link: www.polizei.propk.de 

Kenntnisnahme, keine Abwägung erforderlich 

7 21.01.2021 Markt Neubrunn Keine Einwände Kenntnisnahme, keine Abwägung erforderlich 

8 02.02.2021 Telekom In Punkt 1.7 der örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan (Niederspannungsfreilei-
tungen) wird die unterirdische Verlegung von Telekommunikationslinien (TK-Linien) fest-

Das Baugebiet Strut ist vollständig erschlossen, so dass diese 
Aussage, die in allen Bebauungsplänen enthalten ist, zu keinen 

mailto:Birgit.Mueller@rps.bwl.de
mailto:Lucas.Bilitsch@rps.bwl.de
mailto:julia.seyd@rps.bwl.de
http://www.rp-stuttgart.de/
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gelegt. Dieser Forderung widersprechen wir mit folgender Begründung:  
Regelungen zur Zulassung der oberirdischen Ausführung von TK-Linien sind in § 68 
Absatz 3 Sätze 2 und 3 TKG abschließend enthalten. Die Kriterien zur Art und Weise der 
Trassenführung von TK-Linien sind damit bundesgesetzlich geregelt.  
Zwar kann gemäß § 9 Absatz 1 Nr.13 BauGB im Bebauungsplan die Führung von oberir-
dischen oder unterirdischen Versorgungsanlagen und -leitungen aus städtebaulichen 
Gründen festgelegt werden, jedoch ist nicht davon auszugehen, dass der Bundesgesetz-
geber im Juni 2004 eine sehr ausgefeilte Kompromisslösung zur oberirdischen Verlegung 
von TK-Linien in § 68 Abs. 3 TKG aufnimmt, um sie einen Monat später im Juli 2004 
wieder massiv durch § 9 Absatz 1 Nr.13 BauGB zu modifizieren bzw. einzuschränken.   
Sollte es bei dem Verbot von oberirdisch geführten TK-Linien im Bebauungsplan bleiben, 
behalten wir uns eine Prüfung im Rahmen eines Normenkontrollverfahrens vor dem 
zuständigen Oberverwaltungsgericht vor.  

Änderungen führt. 

  Wir bitten nachfolgende Hinweise zu beachten:  
Bitte informieren Sie die Bauherren, dass sie sich im Fall einer Anbindung neuer Gebäu-
de an die vorhandene Telekommunikationsinfrastruktur der Telekom mit unserer Bauher-
ren-Hotline (Tel.: 0800 330 1903) in Verbindung setzen möchten.  
Im o. a. Plangebiet befinden sich Telekommunikationsanlagen der Telekom. Die Lage der 
Anlagen können Sie dem beigefügten Lageplan entnehmen. Die TK-Anlagen sind bei 
Baumaßnahmen entsprechend zu sichern.   
Bei Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und 
Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, 
Ausgabe 2013; siehe insbesondere Abschnitt 6, zu beachten.   
Bei Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen Tele-
kommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle 
von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien jederzeit 
möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen und Kabelschäch-
ten sowie oberirdische Gehäuse soweit frei gehalten werden, dass sie gefahrlos geöffnet 
und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können. Es ist deshalb erforder-
lich, dass sich die Bauausführenden vor Beginn der Arbeiten über die Lage der zum 
Zeitpunkt der Bauausführung vorhandenen Telekommunikationslinien der Telekom in-

Kenntnisnahme, keine Abwägung erforderlich, 
Die Hinweise der Telekom werden beachtet. 
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formieren.   
Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten. 

9 26.01.2021 LRA TBB Wasserwirtschaft 
Grundwasser-/Gewässerschutz 
Die Niederschlagswasserbeseitigung hat nach der „Verordnung des Umweltministeriums 
über die dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser zu erfolgen“. 

Das Baugebiet Strut wird im Trennsystem entwässert, die Ent-
wässerungsanlagen sind wasserrechtliche genehmigt und ge-
baut. 

  Erneuerbare Energien 
Sofern die Wärmegewinnung mittels Geothermie zugelassen werden soll, bitten wir fol-
genden Textbaustein mit aufzunehmen: 
„Für die Wärmegewinnung mittels Geothermie ist eine separate Genehmigung beim 
Landratsamt Main-Tauber-Kreis einzuholen. 

Der Hinweis wird in die endgültige Planfassung aufgenommen. 

10 03.02.2021 Regionalver-
band Heilbronn 
Stellungnahme verspätet, 
da zuerst an falsche Adres-
se geschickt. 

Die vorgelegte Planung stufen wir als nicht regionalbedeutsam ein. Wir tragen daher 
keine Bedenken vor.   
Eine nochmalige Beteiligung im weiteren Verlauf dieses Verfahrens ist nicht erforderlich. 
Wir bitten jedoch um Mitteilung der Rechtsverbindlichkeit der Planung unter Benennung 
der Planbezeichnung und des Datums in digitaler Form. Die Zusendung einer rechtskräf-
tigen Ausfertigung in gedruckter Form ist nicht erforderlich. Hierfür bedanken wir uns 
vorab.   
Da auch im Innenbereich Ziele der Raumordnung tangiert sein können (Einzelhandels-
steuerung, Mindest-Bruttowohndichte, gesicherte Leitungslagen etc.), bitten wir unab-
hängig von diesem Verfahren um Beibehaltung der grundsätzlichen Beteiligung des 
Regionalverbands Heilbronn-Franken an Bauleitplanverfahren im Innenbereich. 

Kenntnisnahme, keine Abwägung erforderlich 

11 26.01.2021 Netze BW Sehr geehrter Herr Schramm, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
der oben genannte Bebauungsplan wurde von uns eingesehen und hinsichtlich der 
Stromversorgung überprüft. 
Unsere Belange werden von der Planung nicht berührt. Somit bestehen von unserer 
Seite keine Bedenken. 
Wir bedanken uns für die Beteiligung am Bebauungsplanverfahren und bitten weiterhin 

Kenntnisnahme, keine Abwägung erforderlich 
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um Beteiligung. 
Nach Abschluss des Verfahrens bitten wir um Benachrichtigung über das Inkrafttreten 
des Bebauungsplanes. 
Freundliche Grüße  
i.A. Siegfried Bader Netzplanung  
Netze BW GmbH Meisterhausstr. 11, 74613 Öhringen 
Telefon +49 7941 932-532; Telefax +49 7941 932-361  
mailto:s.bader@netze-bw.de 
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Gemeinde:   Werbach  
Landkreis:   Main-Tauber-Kreis  
  
  
  

Satzung 
 

über die Änderung des Bebauungsplanes „MI Strut“ 
nach § 13a BauGB 

  
  
Nach § 13a des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 
November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. 
August 2020 (BGBl. I S. 1728) geändert worden ist, hat der Gemeinderat der 
Gemeinde Werbach am 23. Februar 2021 in öffentlicher Sitzung als Satzung 
beschlossen.  
  
  

§ 1 
Bestandteile des geänderten Bebauungsplan 

  
Der Änderungsplan besteht aus:  
1.  Plan im Maßstab 1:500 mit schriftlichen Festsetzungen  
2.  Begründungen  
  
  

§2 
Gegenstand der Änderung 

  
1.  Flurstück 16618 wurde in eine Bauplatz umgewandelt, um hier die Bebauung zu 
ermöglichen 
2.  Flurstück 16363,16362 und Teilfläche von 16359/2 (Magenta gestrichelte Fläche) 
wurde aus dem B-Plan entnommen und ist nicht mehr Bestandteil diesem. 
  
  

§ 3 
Räumlicher Geltungsbereich 

  
Für den räumlichen Geltungsbereich der Satzung zur Änderung des  
Bebauungsplanes „MI Strut“ des Ortsteils Werbach der  
Gemeinde Werbach ist der Lageplan Anlage 1 gefertigt von Walter + Partner  
Beratende Ingenieure VBI im Maßstab 1:500 maßgebend. Dieser ist Bestandteil der  
Satzung.  
  
  

Inkrafttreten 
  
Diese Satzung tritt am Tage ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.  
Ausgefertigt, Werbach, den 24. Februar 2021  
 
Dürr, Bürgermeister 


